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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Föderativer Aufbau

In der gängigen Lehrmeinung ist der Föderalismus – neben dem Milizsystem und der
direkten Demokratie – einer der zentralen Pfeiler des Politischen Systems der Schweiz.
In der Tat scheint die Identifikation mit der Schweiz über das Verbundenheitsgefühl mit
der eigenen Gemeinde und vor allem mit dem eigenen Kanton zu funktionieren – die
abgelehnten Gemeinde- und Kantonsfusionen können hier als Indizien herangeführt
werden. Allerdings geraten die Vielgliedrigkeit und das Subsidiaritätsprinzip immer
stärker unter Druck: Globalisierung, Mobilität oder Kommunikationstechnologien
scheinen die Organisation vieler Probleme auf nationalstaatlicher, ja internationaler
Ebene vordringlich zu machen. Abhängigkeiten über Kantons- und Landesgrenzen
hinweg machen föderale Lösungsansätze und das Subsidiaritätsprinzip obsolet.
Zunehmender Zentralisierungsdruck (vgl. dazu das Föderalismus-Monitoring) machen
dem Föderalismus zu schaffen. Der auch im Berichtjahr heftig umstrittene
Finanzausgleich (vgl. dazu ausführlich Kapitel 5), aber auch die zunehmenden
interkantonalen Konkordate scheinen lediglich Hilfskonstrukte zu sein, mit denen zwar
die territoriale Gliederung erhalten wird, die letztlich aber ebenfalls zu einer
Zentralisierung von Problemen beitragen. Eine lose Reihe von Beiträgen aus
Wissenschaft und Praxis, die in der NZZ unter dem Stichwort „Föderalismus in
Bewegung“ erschienen, wollte dem Spannungsfeld zwischen Subsidiarität und
Zentralisierung  auf den Grund gehen. Wurden auf der einen Seite ökonomische Gründe
für die Überkommenheit des Kantönligeistes ins Feld geführt, wurde auf der anderen
Seite darauf hingewiesen, dass die multiethnische Zusammensetzung der Willensnation
Schweiz letztlich ohne föderale Organisation nicht bestehen könne. Die vorgebrachten
Vorschläge, wie etwa eine grundlegende Reform der territorialen Strukturen über
Kantonsgrenzen hinweg, Änderungen des Ständemehrs, Aufwertung der Städte oder
Strukturen, die nichtterritorialen Minderheiten besser Rechnung tragen, waren
allerdings nicht wirklich neu und wiesen darauf hin, dass der Föderalismus eine
Dauerbaustelle bleiben wird. Auch die Teilnehmer an der Föderalismustagung – die alle
vier Jahre stattfindet und von der CH-Stiftung organisiert ist, welche von den Kantonen
getragen wird – kamen zum Schluss, dass sich an den 200-jährigen föderalistischen
Strukturen in absehbarer Zeit kaum etwas ändern wird. Für grosse Reformen gehe es
der Schweiz schlicht zu gut, so die Quintessenz. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2014
MARC BÜHLMANN

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Ende Juni legte die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) ihr Föderalismus-
Monitoring für die Jahre 2011 bis 2013 vor, in dem eine anhaltende Tendenz zur
Zentralisierung festgestellt wurde. Diese Konklusion beruhte auf einer Analyse von rund
250 Vorstössen zwischen 2011 und 2013, die die Beziehung zwischen Bund und
Kantonen tangierten. Mehr als drei Viertel dieser Vorstösse strebten eine
Zentralisierung an. Lediglich 34 der 205 Vorstösse im Nationalrat zielten auf eine
stärkere Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen und 21 Anliegen hatten eine
dezentralisierende Absicht. Die Verhältnisse im Ständerat waren ähnlich, obwohl die
Kantonskammer ja eigentlich eher für föderalistische Lösungen sein müsste – so der
Bericht. Als Gründe für die Zentralisierungstendenz wurde neben verstärktem Lobbying,
das sich teilweise über die Kantonshoheit hinwegsetze, auch die zunehmende
internationale Verflechtung genannt. Der Bund wurde zudem kritisiert, dass er den
Kantonen viele Vollzugsaufgaben überantworte, ohne dafür zu bezahlen. Selbstkritisch
kam der Bericht allerdings auch zum Schluss, dass die Kantone aus Bequemlichkeit oder
in Erwartung von Bundesmitteln leichtfertig Aufgaben an den Bund abträten. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.07.2014
MARC BÜHLMANN
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Eine Untersuchung der Weltwoche ging der Verteilung der jährlich im Umfang von rund
CHF 20 Mrd. an die Kantone überantworteten Bundesmittel nach. Damit wurde auf die
gesamte Umverteilung von Mitteln von der Bundes- auf die Kantonsebene fokussiert
und eine etwas globalere Sichweise auf den Streit um den Nationalen Finanzausgleich
(NFA) ermöglicht. Zum Vergleich: Der NFA verteilt lediglich rund CHF 4,6 Mrd. um,
wobei die Kantone 1,5 Mrd. beisteuern und 3,1 Mrd. aus Bundesquellen kommen. Im
Schnitt stammt laut der Weltwoche rund ein Viertel aller kantonalen Einnahmen aus
unterschiedlichen Bundestöpfen. Umgerechnet auf CHF pro Kantonsbewohner zeigte
die Analyse der Weltwoche, dass ein Kanton pro Jahr im Schnitt CHF 2‘485 pro Kopf aus
der Bundeskasse erhält. Die wenigsten Mittel erhalten die Kantone Aargau (CHF 1‘457
pro Kopf), Basel-Landschaft (CHF 1‘534 pro Kopf) und Zürich (CHF 1‘735 pro Kopf). Die
finanzschwachen und topografisch eher benachteiligten Kantone Jura (CHF 5‘964 pro
Kopf), Uri (CHF 5‘842 pro Kopf) und Graubünden (CHF 5‘830 pro Kopf) bilden das
Spitzentrio der meistbegünstigten Kantone. Während der Kanton Uri mehr als die Hälfte
seines Budgets aus Bundesmitteln bildet, machen die Bundeseinnahmen für den
Kanton Basel-Stadt lediglich 13% des kantonalen Haushaltes aus. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.10.2014
MARC BÜHLMANN

Das 2014 von der ch-Stiftung (Stiftung für eidgenössische Zusammenarbeit) erstmalig
vorgelegte, die Jahre 2011 bis 2013 umfassende Föderalismusmonitoring fand 2015 eine
Fortsetzung. Ende April 2015 wurde ein Bericht zum Jahr 2014 vorgelegt, der die
Entwicklung des Föderalismus beleuchtet. Analysiert wurden parlamentarische
Vorstösse, die Rechtsprechung, Publikationen zum Thema und eine Befragung der
Kantone zu bedeutenden Erlassen. Im Zentrum standen die Fragen, ob die Mitwirkung
der Kantone an der nationalen Willensbildung rechtzeitig erfolgen kann, ob die
Kompetenz- und Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen funktioniert und ob die
kantonale Umsetzungsautonomie gewahrt ist. Insgesamt wurde die Fortsetzung einer
Zentralisierungstendenz bei parlamentarischen Vorstössen festgestellt. Kritisiert
wurde zudem, dass Vernehmlassungsverfahren teilweise zu Unzeiten eingeleitet und
mit zu kurzen Fristen versehen würden. Es gebe zudem Erlasse, bei denen das
Subsidiaritätsprinzip und die kantonale Autonomie nicht immer beachtet würden.
Einige Kantone gaben zu Protokoll, beim Bund ein Misstrauen zu spüren. Die Fülle an
Vorschriften und Kontrollen wurde teilweise gar als schikanös bezeichnet. Der Bericht
beschrieb freilich auch erfreuliche Entwicklungen für die Kantone, so etwa den
verbesserten Einbezug der Gliedstaaten in die Verhandlungen mit der EU. Die meisten
Kantone stellten der Bundesverwaltung insgesamt ein gutes Zeugnis aus, da sie – im
Gegensatz zum nationalen Parlament – besser auf die Einhaltung der föderalistischen
Prinzipien schaue. Der Bericht schloss aus den Analysen, dass keine Sofortmassnahmen
erforderlich seien und die im vorjährigen Dreijahresbericht aufgeführten Empfehlungen
ausreichten. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.04.2015
MARC BÜHLMANN

Ende April 2016 erschien das Föderalismusmonitoring des Jahres 2015. Die jährlich
erscheinende Analyse der Entwicklung des Föderalismus fokussiert auf die Projekte und
Vorhaben des Bundes und stützt sich auf Beurteilungen dieser Entwicklung durch
kantonale Akteure, namentlich die interkantonalen Konferenzen und die Kantone
selber. 
Die Kantone bemängelten, dass der Bundesrat die Tendenz zeige, bei Verordnungen
weiter zu gehen als dies vom Gesetz vorgesehen sei – als Beispiel wurde die Aufsicht
über die soziale Krankenversicherung KVAV erwähnt. Die Regierung versuche, mit
Weisungen Einfluss auf die Kantone zu nehmen, was diese in ihrem Spielraum einenge
und sie zu reinen Vollzugsstellen von Bundesrecht degradiere. Der Bund müsse zudem
der in der Verfassung verankerten vertikalen Aufgabenteilung gerechter werden. Die
Kantone verwiesen hier auf eine 2014 angenommene Motion zu diesem Thema.
Schliesslich kritisierten die Kantone, dass sie vor allem bei parlamentarischen Initiativen
häufig nicht früh genug in den Willensbildungsprozess einbezogen würden. Konkrete
Forderungen stellten die Kantone beim Vernehmlassungsverfahren:
Anhörungsverfahren sollen nicht ein paar Tage vor den Ferien oder zum Jahreswechsel
hin gestartet werden und den Vorschlägen der Kantone müsse besser Rechnung
getragen werden, insbesondere bei Vorlagen, die von den Gliedstaaten umgesetzt
werden müssten. Auch die Planung dieser Umsetzung etwa im Rahmen von Erlassen
müsse stärker mit den Kantonen abgesprochen werden. Ein übertriebener
administrativer Aufwand sei zu vermeiden. 
Im Sinne einer Gesamtbeurteilung schätzen die Kantone im Rahmen des
Föderalismusmonitorings jeweils auch den Grad der Respektierung der Grundsätze des
Föderalismus durch den Bund auf einer Skala von eins (keine Respektierung) bis zehn

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.04.2016
MARC BÜHLMANN
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(umfassende Respektierung) ein. Die Kantone vergaben Noten zwischen vier und acht,
was einem Durchschnitt von 5.8 entsprach (2014: 5.76). Zusätzlich sollte die
Veränderung dieser Respektierung beurteilt werden. Vier Kantone beanstandeten eine
leichte Verschlechterung und zwei stellten eine Verbesserung fest. Alle anderen
Gliedstaaten gaben an, keine Veränderungen feststellen zu können. 
Auch die einzelnen Kantonskonferenzen vergaben Noten. Hier schwankten die
Bewertungen zwischen vier (z.B. EnDK oder VDK) und neun (z.B. SODK oder FDK). Je
nach Politikbereich werden die Mitwirkungsmöglichkeiten und die Zusammenarbeit mit
der Verwaltung sehr unterschiedlich bewertet. Die Konferenz der Kantonsregierungen
(KdK) vergab eine sechs. Sie beobachte zwar insgesamt eine Verbesserung, die
Missachtung der Mitwirkungsrechte der Kantone bei den Diskussionen des Bundes mit
der EU über das Freizügigkeitsabkommen beeinträchtigte die Bewertung jedoch. 5

La Fondation ch a fourni son rapport "monitoring du fédéralisme 2014-2016", dans
lequel elle a analysé l'évolution du fédéralisme sur cette période. Le rapport fait suite à
la première étude, qui s'était focalisée sur les années 2011-2013. Trois critères ont été
examinés, à savoir la participation des cantons au processus décisionnel fédéral, le
respect de la répartition des compétences et des tâches entre la Confédération et les
cantons ainsi que l'utilisation des instruments de collaboration et la préservation de
l'autonomie cantonale dans la mise en œuvre du droit fédéral par les cantons.
La participation des cantons dans le processus législatif de la Confédération doit
s'améliorer. Les cantons revendiquent toujours une meilleure association dans le
processus de négociation en politique extérieure de la Confédération. De plus, ils
déplorent l'absence de réglementation précisant les délais pour les consultations
préalables aux prises de position sur les dossiers dans ce domaine. Le rapport alarme
quant à la réduction des cantons à de simples instances exécutives et à la tendance à la
centralisation. Le transfert de charges aux cantons ne cesse de s'accroître, en raison
d'une densité réglementaire plus grande et un surcroît des tâches d'exécution.
L'analyse constate toujours l'absence de justiciabilité de certains principes du
fédéralisme et la compétence limitée du Tribunal fédéral comme juridiction
constitutionnelle. Finalement, elle montre que la Confédération ne tient pas
suffisamment compte des principes du fédéralisme.
Le rapport dresse un ensemble de mesures afin de renforcer le fédéralisme.
Premièrement, les cantons doivent s'impliquer davantage à l'échelon fédéral.
Deuxièmement, l'influence exercée par la Confédération par le biais de ses aides
financières doit être freinée. La Confédération doit se limiter à émettre simplement
des consignes stratégiques que les cantons mettront en œuvre. Les offices fédéraux
sont appelés à simplifier les conventions-programmes. De plus, il faudrait renforcer
davantage la justiciabilité des principes du fédéralisme. Les cantons devraient être
impliqués de manière précoce dans l'élaboration des projets fédéraux. Finalement, les
connaissances du fédéralisme doivent se diffuser par le biais d'une éducation civique
suffisante. La défense du fédéralisme doit se faire par le recours plus fréquent aux
médias et par l'activation des réseaux politiques des cantons. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.06.2017
DIANE PORCELLANA

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Ende Jahr wurde in der Presse eine Aufstellung der Eidgenössischen Finanzverwaltung
über die Bundessubventionen publiziert. Im Jahre 2012 verteilte die Verwaltung 35
Milliarden Franken. Davon wurden rund 10 Milliarden Franken direkt an die Kantone
verteilt. Mit 3'183 Franken pro Kopf erhielt der Kanton Graubünden am meisten
Subventionen pro Kopf. Am wenigsten bezog der Kanton Aargau (817 Franken pro Kopf).
(Siehe auch hier) 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.12.2013
LAURENT BERNHARD
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Ende Oktober trat das Bundesamt für Konjunkturfragen mit einer im Auftrag des
Bundesrates erstellten Studie über Wohnungsmieten und Teuerung an die
Öffentlichkeit. Darin wird hinsichtlich einer erleichterten Bekämpfung der Inflation die
Lockerung der bestehenden mietrechtlichen Bindung zwischen der Höhe der
Hypothekarzinsen und den Mietpreisen gefordert. Den vollständigen Übergang von der
Kosten- zur Marktmiete wagt das Amt allerdings noch nicht zu fordern, da die dazu
notwendige Akzeptanz seiner Meinung nach zum jetzigen Zeitpunkt nicht vorhanden ist.
In einer Kompromisslösung wird daher vorgeschlagen, innerhalb des bestehenden
Mietrechts mehr Spielraum zur Anpassung der Preise zu schaffen, um so von der reinen
Kosten- allmählich zu einer Marktmiete zu gelangen. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.10.1991
DIRK STROHMANN

Gemäss dem Bundesamt für Statistik erhöhten sich die Mietpreise in dem Zeitraum von
November 1991 bis November 1992 um durchschnittlich 5.8 Prozent, wobei sich das
Wachstum in der zweiten Halbjahresperiode gegenüber der ersten verlangsamte und
sowohl bei alten und neuen (vor oder nach 1947 erstellten) Wohnungen in beiden
Halbjahresperioden jeweils 2.6 Prozent betrug. Von den im November 1992 erfassten
über 110'000 Mietpreisen blieben gut zwei Drittel stabil, ein Drittel stieg an und 1
Prozent ging zurück. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.11.1992
DIRK STROHMANN

Laut einer im Herbst 1991 durchgeführten Studie des Bundesamtes für Wohnungswesen
lagen die Wohnkosten für rund einen Drittel aller Miet- und Eigentumshaushalte an der
Grenze der finanziellen Tragbarkeit oder gar darüber. Innerhalb dieser Gruppe
besonders betroffen waren gemäss der Studie Bezieher von Renten, denen zusätzlich
auch kaum Alternativen offen ständen. Die durchschnittliche Brutto-Miete errechnete
das Bundesamt für Oktober 1991 auf gut CHF. 1'000. Rund ein Viertel der Haushalte
hatten gemäss der Studie in den Jahren 1990 und 1991 keinen Mietaufschlag
hinzunehmen, während sich bei drei von fünf Haushalten die Miete in diesem Zeitraum
bis zu 10 Prozent verteuerte und ein weiteres knappes Viertel gar einen Aufschlag von 16
Prozent und mehr zu verkraften hatte. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.11.1992
DIRK STROHMANN

Nachdem im Sommer schon von einer weiteren Erhöhung der Hypothekarzinsen
gemunkelt worden war, gerieten die Zinssätze im Spätherbst ins Rutschen. Als erstes
führendes Institut senkte der Schweizerische Bankverein anfangs Oktober die Zinsen
für Neuhypotheken um ein Viertel Prozent auf 7.75 Prozent. Der Zinssatz für
Althypotheken blieb vorläufig unverändert bei 7 Prozent. Gut eine Woche später
doppelte die Bankgesellschaft, und in ihrer Folge die Zürcherische als erste grosse
Kantonalbank, mit einer Reduktion der Zinsen für Neuhypotheken auf 7.5 Prozent nach.
Ende Jahr überraschte die Berner Kantonalbank, indem sie einen einheitlichen
Hypothekarzinssatz von Alt- und Neuhypotheken von 6.75 Prozent festlegte. Den
gleichen Einheitssatz hatte zuvor bereits die Migros-Bank eingeführt. (Siehe auch
hier.) 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.12.1992
DIRK STROHMANN

Das Sinken des Hypothekarzinses schlug sich bis Mitte des Jahres noch nicht auf die
Mietpreise nieder. Nach den Berechnungen des Bundesamtes für Statistik (BfS) stiegen
die Mieten von November 1992 bis Mai 1993 gesamthaft um 2,6%. In der
vorangegangenen Halbjahresperiode hatte der Anstieg 2,8% betragen. Auf das Jahr
gesehen, d.h. von Mai 1992 bis Mai 1993 erhöhten sich die Mietpreise generell um 5,4%.
Die Teuerungsraten lagen bei alten und neuen, d.h. vor bzw. nach 1947 erstellten
Wohnungen, annähernd gleich hoch. Im genannten Zeitraum schlugen die Mietkosten
bei 35% der erfassten 110'000 Mietpreise auf, bei 64% blieben sie stabil und bei 1%
sanken sie. Die bislang vom BfS halbjährlich erhobene Mietpreisstatistik wird ab August
1993 im Rahmen des revidierten Konsumentenpreisindexes nach einer neuen Methode
berechnet und nicht mehr separat publiziert. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.05.1993
DIRK STROHMANN
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Der Hypothekarzinssatz geriet während des ganzen Jahres ins Rutschen. Nachdem zu
Beginn des Jahres die Schweizerische Bankgesellschaft — grösste Schweizer Bank und
Leaderin im Hypothekargeschäft — sowie einige Kantonalbanken den Zins für
Neuhypotheken im Wohnungsbau um ein halbes auf 7% gesenkt hatten, lag er Ende des
Jahres generell bei 5,5%. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.12.1993
DIRK STROHMANN

Eine Univox-Umfrage über die Lebensqualität am Wohnort zeigte, dass ein Drittel der
Mieterinnen und Mieter ihre Wohnung gerne kaufen würde, wobei dieser Wunsch unter
den Romands stärker verbreitet ist. Der Grossteil der Befragten, 80%, gibt mehr als ein
Fünftel des Einkommens für das Wohnen aus. Grösstes Wohnproblem ist gemäss der
Studie der Verkehr, von dem sich 60% der Befragten negativ betroffen fühlen; 25%
leiden darunter. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.03.1994
EVA MÜLLER

Die Ersthypotheken lagen während dem ganzen Berichtsjahr stabil bei durchschnittlich
5,5%, die Althypotheken reduzierten sich von 5,9% auf ebenfalls 5,5%.
Auch die Mieten blieben 1994 im Schweizerischen Landesdurchschnitt auf stabilem
Niveau. Ein Vergleich des Landesindex für Wohnungsmiete zwischen Dezember 1993
und Dezember 1994 ergibt eine leichte Erhöhung der Wohnmieten von 0,1%. Damit
wirkte sich das wachsende Angebot auf dem Wohnungsmarkt, von einigen Teilmärkten
und Wohnungssegmenten abgesehen, noch nicht auf die Entwicklung der Wohnkosten
aus. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1994
EVA MÜLLER

Rund 25% der Schweizer Haushalte haben Mühe, die monatliche Miete zu bezahlen; sie
müssen dafür mehr als einen Viertel ihres Einkommens aufwenden. Dies geht aus einer
Studie „Wohnen und Einkommen“ des Bundesamtes für Wohnungswesen hervor, die
aber auch festhält, dass die Wohnkosten für die grosse Mehrheit gut tragbar oder sogar
günstig sind. Rund 60% der Mieterinnen und Mieter bezahlen 10 bis 25% des
Einkommens für die Nettomiete, 23% der Haushaltungen müssen sogar weniger als 10%
ausgeben. Zu den Risikohaushalten, die mehr als 25% für die Miete aufzubringen haben,
gehören jeder zweite alleinstehende Pensionierte und jedes vierte Rentnerpaar sowie
Jugendliche und übrige Alleinstehende. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.07.1995
EVA MÜLLER

Eine „Marktmiete-Studie II“ kam zum Schluss, dass der Übergang von der Kostenmiete
zur Marktmiete zum Zeitpunkt März 1995 die Mieten wegen der Entspannung auf dem
Wohnungsmarkt nur noch um durchschnittlich 2,5% hätte steigen lassen. Die 1991
ebenfalls von der Hochschule St. Gallen erstellte „Marktmiete-Studie I“ hatte noch
einen Mietzinsanstieg von 23% errechnet. Mit einer Gegenstudie konterte der
Mieterverband, dass die Mieter in den letzten sechs Jahren CHF 1,5 Mrd. zuviel für ihre
Wohnungen bezahlt hätten, wobei die Nichtweitergabe der Hypothekarzinssenkungen
der Hauptgrund gewesen sei. Der Schweizerische Hauseigentümerverband bestritt
diese Zahl vehement. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.09.1995
EVA MÜLLER

Die Mieten stiegen 1995 im schweizerischen Landesdurchschnitt gemäss dem
Landesindex für Wohnungsmiete zwischen Dezember 1994 und Dezember 1995 um
2%. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1995
EVA MÜLLER

Auf CHF 3,2 Mrd. schätzt eine Studie des Bundesamts für Wohnungswesen die
jährlichen Umzugskosten für Mietwohnungen, wobei die Mieterinnen und Mieter mit
CHF 2,3 Mrd. den Löwenanteil der Kosten übernehmen müssen. Gemessen an den CHF
22 Mrd., die jährlich an Mietzinsen umgesetzt werden, verteuerten die bei
Wohnungswechseln entstehenden Transaktionskosten das Gut Wohnung um 15%.
Jährlich wechseln 450'000 der 2,9 Mio. Erstwohnungen in der Schweiz ihren Mieter. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.05.1996
EVA MÜLLER
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Gemäss einer im Auftrag des Schweizerischen Mieterinnen- und Mieterverbandes
erstellten Studie geben Hauseigentümer Hypothekarzinssenkungen nur unzureichend
weiter. Seit 1990 seien die Mieten um über 30% gestiegen. Hätten sich die Mietzinse in
dieser Zeit nach den im Mietrecht zulässigen relativen Anpassungsgründen entwickelt,
so wären die Mieten um lediglich 14% gestiegen. Die Studie errechnete, dass
Hauseigentümer seit 1990 kumuliert CHF 5,9 Mrd. zuviel kassierten. Der Präsident des
Mieterverbandes, Nationalrat Rudolf Strahm (sp, BE), sah sich durch die Studie in seiner
Meinung bestätigt, dass die von einer Parlamentsmehrheit geforderte „Marktmiete“ in
der Realität gar nicht zum Tragen komme. Der Hauseigentümerverband bezeichnete die
Berechnungen als unseriös. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.09.1996
EVA MÜLLER

Gemäss dem Landesindex für Wohnungsmiete stiegen die Mieten im schweizerischen
Landesdurchschnitt auch 1996 noch an. Zwischen Dezember 1995 und Dezember 1996
betrug der Anstieg 0,9%. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1996
EVA MÜLLER

Eine Nationalfonds-Studie zur Wohnsituation der Betagten in der Schweiz verwies auf
die Gefahr, dass das System der Marktmiete die ältere Bevölkerung in
überdurchschnittlichem Masse treffen würde, da ältere Menschen im allgemeinen
niedrigere Mieten zahlen als junge Menschen. Ein nicht unbeträchtlicher Teil der
Betagten lebe aber bereits heute in finanziell angespannter Lage. Die Studie bestätigte,
dass die ältere Bevölkerung markant häufiger in stark unterbelegten Wohnungen wohnt.
Zu politischen Schlüssen gelangten die Autoren auch bei der Untersuchung der
räumlichen Verteilung der älteren Bevölkerung. So sind von der demografischen
Alterung heute vermehrt die Agglomerationen betroffen und nicht mehr so sehr die
Kernstädte. Dies werde vor allem dort zu grossen Problemen führen, wo die gesamte
bisherige Verkehrs- und Siedlungsstruktur auf junge, hochmobile Personen
ausgerichtet ist. Eine Massierung von Betagten lasse sich in der Schweiz am ehesten für
die „Sonnenstube“ Tessin nachweisen, wobei von einer Ghettoisierung (wie sie etwa der
US-Staat Florida oder die englische Südküste kennt) nicht gesprochen werden könne. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1996
EVA MÜLLER

Gemäss dem Landesindex der Wohnungsmiete blieben die Mieten im Vergleich
Dezember 1996 und Dezember 1997 genau gleich hoch. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1997
EVA MÜLLER

Der Schweizer Mieterinnen und Mieterverband (MV) überprüfte im Mai rund 1'500
Mietverhältnisse auf die Weitergabe von Hypothekarzinssenkungen. Gemäss den vom
MV veröffentlichten Ergebnissen wurden die der Mieterschaft zustehenden
Mietzinssenkungen nur teilweise oder gar nicht vorgenommen. Im Durchschnitt der
untersuchten Mietverhältnisse resultierte ein Mietsenkungs-Guthaben von 8,2% oder
CHF 1'356 pro Jahr. Die Erhebung des MV wurde vom Hauseigentümerverband als nicht
repräsentativ und unseriös kritisiert, weil sich die Zahlen einseitig auf die
Hypothekarzinsen stützten und dabei andere Kostenfaktoren völlig ignorierten. Zwei
Wochen später reichte der MV eine wissenschaftliche Studie des Büros für arbeits- und
sozialpolitische Studien (BASS) nach, dessen Ergebnisse auf offiziellen Daten
(Mietpreisindex, nationale Mietpreiserhebung, Gebäude- und Wohnungserhebung,
Konsumentenpreisindex, Hypothekarzinsen der ZKB) basierten. Gemäss BASS-Studie
stiegen die Hauseigentümer-Kosten seit 1989 um vier Prozent, die Mieten jedoch um
über 30%. Laut MV-Vizepräsidentin Thanei wurden die Hypothekarzinserhöhungen den
Mietern voll überwälzt, während die Hypothekarzinssenkungen seit 1993 nicht oder nur
teilweise weitergegeben worden seien. Insgesamt seien den Mietern CHF 11,2 Mrd. oder
CHF 6400 pro Haushalt vorenthalten worden. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.07.1998
URS BEER

Gemäss dem Landesindex der Wohnungsmiete blieben die Mieten im schweizerischen
Landesdurchschnitt zwischen Dezember 1997 und Dezember 1998 mit einem Anstieg
von weniger als 0,1% stabil . 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1998
URS BEER
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Eine Studie des BfS zeigte auf, dass die Mietpreise in der Schweiz zwischen 1990 und
1996 um durchschnittlich 26% angestiegen sind. Gleichzeitig hat der Bestand an
günstigem Wohnraum markant abgenommen. Es hat sich ausserdem gezeigt, dass
steigende Hypothekarzinsen jeweils einen Mietzinsanstieg beschleunigten, während
sinkende Hypothekarzinsen kaum zu fallenden Mietpreisen beigetragen haben. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.04.1999
DANIEL BRÄNDLI

Eine im Auftrag des Bundesamts für Wohnungswesen (BWO) erstellte Studie eruierte
die Auswirkungen der Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte auf den
Schweizerischen Wohnungsmarkt. Da es sich bei der Zuwanderung aus dem EU-Raum
vorwiegend um hochqualifizierte Arbeitskräfte handelt, habe die Nachfrage nach
Mietwohnungen im oberen Preissegment stark zugenommen. Dabei sei der Bedarf nach
Eigentumswohnungen weniger vorhanden. Die Studie folgerte denn auch, dass die
verzeichnete Preiszunahme bei Eigentumswohnungen um 7% im Vergleich zum Vorjahr
nicht auf die Zuwanderung zurückzuführen sei. Anders sei dies bei Mietwohnungen.
Hier verzeichnete die einwanderungsstarke Westschweiz für Mietwohnungen mit 7%
einen deutlich höheren Preisanstieg als der schweizerische Durchschnitt. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.07.2012
MARLÈNE GERBER

Die vom BFS erstellte Leerwohnungsstatistik 2015 ergab, dass am Stichdatum vom 1.
Juni 2015 1,19% aller Wohnungen leer standen. Im Vergleich zum Vorjahr ist die
Leerwohnungsziffer somit um 12% angestiegen. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.09.2015
MARLÈNE GERBER

Im Jahr 2015 erfuhren die Marktmieten seit dem Millennium zum ersten Mal keinen
Anstieg. In ihrem Immobilienmonitoring prognostizierten Wüest & Partner im Oktober
für das aktuelle Jahr gar einen leichten Rückgang von 0,3%. Den Grund für diese
Entwicklung orteten Experten im ungebremsten Wohnungsbau, dem eine zunehmend
gesättigte Nachfrage gegenüberstand. Ferner habe sich die Zahlungsbereitschaft der
Zuwanderer verändert, da vermehrt wieder einkommensschwächere Personen
einwandern würden. Wie stark die Mietzinse in den letzten 10 Jahren angestiegen
waren, wird im Langzeitvergleich ersichtlich. Die Höhe der Mietzinse im aktuellen Jahr
entsprach etwas über 130% der Mietpreise aus dem Jahr 2005. Bei den
Eigentumswohnungen erwartete das Beratungsunternehmen indes gar einen Rückgang
um 0,6%. Dies sei auch auf die schrittweise Verschärfung bei der Hypothekenvergabe
zurückzuführen, welche als Massnahme zur Verhinderung einer Immobilienblase
beschlossen wurde. Ebenso könnte gemäss weiterer Experten die Aufhebung des Euro-
Mindestkurses zu dieser Entwicklung beigetragen haben, da eine wachsende Wirtschaft
auch den Immobilienmarkt befeuere. Das BIP wachse aufgrund der Massnahme der SNB
nun jedoch weniger stark als erwartet. Nach wie vor eine leichte Verteuerung wurde für
die Preise von Einfamilienhäusern prognostiziert. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.10.2015
MARLÈNE GERBER

Eine zunehmende Sättigung der Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt zeigte sich nicht
nur im Immo-Monitoring von Wüest und Partner, sondern ebenso in der
Leerwohnungsstatistik 2016, die vom BFS im September 2016 veröffentlicht wurde. Im
Vergleich zu 2015 nahm die Leerwohnungsziffer im aktuellen Jahr um 11% zu. Insgesamt
standen am Stichtag, dem 1. Juni 2016, 1,3% aller Wohneinheiten leer. Erhöhte
Leerwohnungsbestände fanden sich insbesondere im Jura, im Mittelland, im Wallis
sowie in der Nordost- und Südostschweiz. Auf der Angebotsseite hingegen war gerade
auf dem Mietwohnungsmarkt, wo die Leerwohnungsziffer bereits ca. 2% betrug, noch
kein Rückgang der Bautätigkeit festzustellen. Laut Schätzungen der Credit Suisse
kommen im Berichtsjahr 24'000 neue Mietobjekte auf den Markt – eine um mehr als
das Dreifache erhöhte Zahl im Vergleich zu 2001. 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.09.2016
MARLÈNE GERBER

Im Juni 2017 gab das BWO bekannt, dass der Referenzzinssatz um 0.25 Prozentpunkte
auf 1.5 Prozent gesenkt werde. Letztmals war der Referenzzinssatz im Juni 2015
angepasst worden. Damit erreichte die Messgrösse ihren niedrigsten Stand seit Beginn
ihrer Existenz im Jahr 2008 (3.5%). Sofern der Mietzins bereits bei der letzten Senkung
angepasst worden war, ergibt sich daraus für die Mietenden ein Senkungsanspruch des
Mietzinses im Umfang von bis zu 2.91 Prozent. Ein Anspruch auf Senkung des Mietzinses
besteht jedoch nur dann, wenn der Vermieter oder die Vermieterin mit dem Mietzins
einen übersetzten Ertrag erzielt. Die Vermieterschaft kann gestiegene Unterhalts- und
Betriebskosten sowie 40 Prozent der seit der letzten Mietzinsanpassung erfolgten

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.06.2017
MARLÈNE GERBER

01.01.90 - 01.01.20 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Teuerung vom Senkungsanspruch abziehen. 
Im März desselben Jahres berichtete die Luzerner Zeitung über eine Studie der
Raiffeisen-Bank, die von einer steigenden Entwicklung bei den Mietpreisen ausging und
folgerte, dass die Mietzinse gemäss der Entwicklung des Referenzzinssatzes im
Vergleich zum Ist-Zustand rund 40 Prozent tiefer liegen müssten. Dieser Schluss sei
«völlig aus der Luft gegriffen», befand Ansgar Gmür, Direktor des
Hauseigentümerverbandes. Die Steigerung der Mietzinse sei begründbar und unter
anderem darauf zurückzuführen, dass die Baukosten aufgrund strengerer
Bauvorschriften stark gestiegen seien. Auf Seiten des Mieterinnen- und
Mieterverbandes sah sich Generalsekretär Michael Töngi indes durch die Befunde der
Studie in der Forderung nach einem griffigeren Mietrecht bestärkt. 31

Raumplanung

Eine vom Bundesamt für Raumplanung publizierte Studie kam zum Schluss, dass
marktwirtschaftliche Instrumente die Konzentration der Besiedelung fördern und zum
sparsameren Umgang mit dem Boden beitragen können. Einen entscheidenden Faktor
stellen dabei die Preiserhöhungen im privaten Personenverkehr dar: Mit diesen werde
der öffentliche Verkehr relativ günstiger, da er sich auf die Siedlungszentren
konzentriere. Als zweites wichtiges Instrument wurde eine
«Bodenversiegelungsabgabe» vorgeschlagen, mit der sich die Bautätigkeit stärker auf
die überbauten Flächen konzentrieren würde. Der Übergang von Preissubventionen zu
flächengebundenen und ökologischen Direktzahlungen in der Landwirtschaft führe
insgesamt zu einer Abnahme der Nutzungsintensität. Weniger raumplanerische Effekte
ergeben sich gemäss der Studie etwa bei der CO2-Abgabe, der Einführung der
Marktmiete und der Deregulierung der Telekommunikation. Unter dem Strich würden
marktwirtschaftliche Instrumente zu einer verstärkten Konzentration beitragen und die
Siedlungskerne fördern. Sie unterstützen so das Ziel der haushälterischen Nutzung des
Bodens. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.11.1995
EVA MÜLLER

Wohnungsbau und -eigentum

Die von der Credit Suisse veröffentlichte Studie zum Zustand des Schweizer
Immobilienmarktes 2011 verzeichnete einen trotz Wirtschaftskrise und ansteigenden
Immobilienpreisen ungebremsten Anstieg der Wohneigentumsquote. Die beiden
Hauptgründe für diese Entwicklung verortete die Studie zum einen in der Zuwanderung
und zum anderen in den rekordtiefen Zinsen. Gleichzeitig warnten die Ökonomen vor
einer Überhitzung des Marktes, insbesondere in den Kantonen Genf, Waadt, Tessin und
Zug. Sie hielten jedoch fest, dass sich der Trend zum Eigenheim als positiv für die
Mieterinnen und Mieter erweise, weil ein Anstieg der Mieten nicht vor 2013 zu erwarten
sei. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.03.2011
MARLÈNE GERBER

Eine im Auftrag des BWO erstellte Studie über die Auswirkungen der
Personenfreizügigkeit auf den Wohnungsmarkt konstatierte im Sommer 2017, dass sich
der Wohnungsmarkt in der Schweiz im Jahr 2016 erstmals seit 2008 wieder im
Gleichgewicht befinde. Die seit 2015 beobachtete Entspannung zeige sich zuerst im
Mietwohnungsmarkt, ähnliche Entwicklungen seien aber etwas verzögert auch für den
Eigentumsmarkt zu beobachten. Nach wie vor sei die Marktlage in der Zentralschweiz
und insbesondere in der Region Zürich – aufgrund übermässigen
Bevölkerungswachstums – jedoch angespannt. Darüber hinaus bestünde nach wie vor
ein Nachfrageüberhang in den tieferen Preiskategorien, was in etlichen Städten nach
wie vor «zu spürbaren Versorgungsengpässen» führe. Zur Entspannung beigetragen
habe in erster Linie die verstärkte Bautätigkeit. 
Ferner kommt die Studie zum Schluss, dass sich die Wohnortspräferenzen und die
Einkommenssituation von Personen mit ausländischer Staatsbürgerschaft im Gegensatz
zu 2005 nicht mehr eindeutig von denjenigen der Schweizerinnen und Schweizer
unterschieden. Hingegen trügen ausländische Haushalte nach wie vor stark zum
Wachstum der Haushaltszahlen bei, in dem sie ungefähr die Hälfte aller neuen
Haushalte ausmachten. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.07.2017
MARLÈNE GERBER
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Die ausserparlamentarische, sprich gesellschaftliche Debatte im Sektor Wohnwesen
des Jahres 2019 drehte sich in den Printmedien vor allem um den immer schwerer zu
verwirklichenden Traum vom Eigenheim. Den Anfang machte im Januar der Blick mit
einer vierteiligen Serie zum «Traum vom Eigenheim». Im März folgten Berichte über zu
hohe Mieten bzw. den Umstand, dass zwei Drittel aller Mieterinnen und Mieter trotz
tiefem Referenzzinssatz keine Mietzinsreduktion forderten, obwohl sie dazu eigentlich
berechtigt wären. Eine im März publizierte Studie des Immobiliendienstleisters IAZI
bezifferte den so entstandenen «Verlust» auf rund CHF 800 Mio. Gleichzeitig wurde im
September bekannt, dass seit 20 Jahren nicht mehr so viele Wohnungen leer standen,
nämlich schweizweit mehr als 75'000. Obwohl dadurch die Mieten grundsätzlich sinken
würden, sei die Verteilung sehr ungleich über das Schweizer Territorium verteilt,
berichtete die Presse. Gemäss einer anderen Studie von IAZI betrugen die
durchschnittlichen Mietausgaben in 28 von 159 untersuchten Gemeinden mit mehr als
10’000 Einwohnerinnen und Einwohnern mehr als einen Drittel des Einkommens. Dies
vor allem in den Städten Zürich, Genf, Lausanne und Winterthur. Umso schwerer wiege
deshalb die Tatsache, dass sich immer weniger Menschen den Kauf eines Eigenheims
leisten könnten. Zwar befanden sich im Jahr 2019 die Zinsen auf einem historischen
Tiefststand, was Hypotheken besonders erschwinglich machte. Allerdings sei der
Häusermarkt wegen der tiefen Zinsen als Anlageobjekt besonders beliebt – unter
anderem bei Pensionskassen, die ihre Gelder anlegen wollten und auch müssten, um
der zukünftigen Generation ihre Rente zu garantieren –, was die Preise in die Höhe
treibe. Dazu kämen spezifische Vorgaben zur langfristigen Tragbarkeit einer Hypothek
(wozu Banken einen Referenzpreis von 4–5 Prozent verwendeten) und den
aufzuwendenden Eigenmitteln (20 Prozent des Kaufpreises). Gemäss Studie der Zürcher
Kantonalbank vom November erfülle nur gerade jeder zehnte Mietshaushalt diese
beiden Bedingungen, die auf das Einkommen bzw. das Vermögen abstützen, und könne
den Traum vom Eigenheim zumindest weiterträumen. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2019
SEAN MÜLLER

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Seit 2002 besteht zwischen Bund und Kantonen eine Zusammenarbeit zum Thema
„Controlling der Integration von Flüchtlingen“. Im April wurde der Schlussbericht
veröffentlicht. Die gesammelten Daten, die einerseits auf der Befragung der Flüchtlinge
und andererseits auf Aussagen der Sozialbehörden beruhen, beschlugen die
Schwerpunktthemen berufliche Integration und Ausbildung, soziale Integration,
Gesundheit und Spracherwerb. In der Studie wurde die Flüchtlingsbevölkerung zu drei
verschiedenen Zeitpunkten beobachtet: Bei der Eröffnung des positiven
Asylentscheids, ein Jahr später sowie fünf Jahre nach der Einreise in die Schweiz. Dank
dieser Differenzierung nach Zeitpunkten konnte aufgezeigt werden, dass die
Aufenthaltsdauer in der Schweiz beträchtliche Auswirkungen auf die Integration der
Flüchtlinge hat. Rund zwei Drittel von ihnen unterhalten regelmässigen Kontakt zur
schweizerischen Wohnbevölkerung. Die Bereitschaft zum Spracherwerb und zum
Besuch von Ausbildungsveranstaltungen nimmt insbesondere nach einem positiven
Asylentscheid zu, wobei die Sprachkompetenz der Männer im Allgemeinen höher liegt
als jene der Frauen. Die finanzielle Abhängigkeit der Flüchtlinge von der Sozialhilfe
nimmt im Lauf der Zeit bei einigen deutlich zu, bei anderen nimmt sie ab. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.04.2008
MARIANNE BENTELI

1) NZZ, 8.10., 15.10., 21.10., 22.10., 29.10., 30.10., 4.11., 5.11., 12.11., 14.11., 18.11., 25.11., 26.11.14; SZ, 27.11.14; AZ, 28.11.14; NZZ,
29.11.14
2) CH-Stiftung Föderalismus Monitoring 2011-2013; BZ, 27.6.14; NZZ, 13.9.14
3) WW, 29.10.14
4) Föderalismusmonitoring 2014
5) Föderalismusmonitoring 2015
6) Monitoring du fédéralisme 2014-2016
7) NZZS, 1.12.13
8) Presse vom 25.10.91.
9) Die Volkswirtschaft, 66/1993, Nr. 2, S. 49 f.; vgl. auch NZZ, 6.2.93.
10) Presse vom 25.11.92.
11) Presse vom 7.10, 16.10 und 19.12.92. ZKB: NZZ, 23.10.92.
12) Die Volkswirtschaft, 66/1993, Nr. 7, S. 56 f.
13) Presse vom 9.1. und 18.12.93.
14) TA, 4.3.94.
15) Bundesamt für Statistik, Landesindex der Wohnungsmiete, Basis Mai 1993, Bern 1994.; SNB, Geschäftsbericht 1994,
87/1994, S. 40 f.
16) Lit. „Bundesamt für Wohnungswesen (1995). Miete und Einkommen.“; NZZ, 5.7.95.
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17) Lit. „Jaeger (1995). Marktmiete. Schweizer Wohnungsmieten zwischen Markt und Politik.“ und „Büro für arbeits- und
sozialpolitische Studien (Bass) (1995). Hypothekarzinsentwicklung und Mieten im Kanton Zürich (ink. Zahlen für die gesamte
Schweiz).“; Presse vom 8.9. und 15.9.95. 
18) BFS, Landesindex der Wohnungsmiete, Basis Mai 1993, Bern 1995.
19) NLZ, 14.3.96; BZ, 1.5.96.
20) NZZ, 13.9.96; SZ, 14.9.96; Lit. „Büro für arbeits- und sozialpolitische Studien (BASS) (1996). Hypothekarzinsentwicklung
und Mieten in der Schweiz zwischen Oktober 1989 und September 1996.“
21) BFS, Landesindex der Wohnungsmiete, Bern 1996. Vgl. Lit. „Bundesamt für Statistik (1996). Ergebnisse der
vierteljährlichen Mietpreiserhebung. Mai 1993 - Mai 1996.“
22) Lit. „Arend und Höpflinger (1996). Zur Wohnversorgung und Wohnsituation älterer Menschen in der Schweiz.“
23) BFS, Landesindex der Wohnungsmiete, Bern 1997.
24) NZZ, 17.6.98; TA, 17.6. und 2.7.98; SHZ, 1.7.98; 24 Heures, 2.7.98.
25) BFS, Landesindex der Wohnungsmiete, Bern 1998.
26) BfS, Mietpreis-Strukturerhebung 1996, Neuenburg 1999; NZZ, 28.4.99.
27) NZZ, 26.7.12, Lit. ZHAW/Meta-Sys.
28) Medienmitteilung BFS vom 21.9.15
29) NZZ, TA, 30.10.15
30) Medienmitteilung BFS vom 12.9.16; NZZ, 20.4.16; TG, 1.10.16; NZZ, 28.10.16
31) Medienmitteilung BWO vom 1.6.17; LZ, 2.3.17; LT, LZ, Lib, NZZ, TA, 2.6.17
32) TW, 4.11.95; Lit. „Blöchlinger et. al. (1995). Marktwirtschaftliche Reformvorschläge: Unterstützen sie die Raumplanung?“.
33) Presse vom 9.3.11.
34) Medienmitteilung BWO vom 12.7.17; NZZ, 13.7.17
35) ZKB-Studie vom November 2019; Blick, 4.1., 5.1., 7.1., 8.1.19; BaZ, TA, 21.3.19; TA, 23.3.19; BaZ, NZZ, TA, 10.4.19; AZ, SGT,
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36) Presse vom 22.4.08.
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